
um ihr bevorzugtes Früchtepfandrecht kommen soll. 
Im Gegenteil muß im Interesse der Steigerung der land­
wirtschaftlichen Produktion die Bezahlung gerade dieser 
wichtigsten Rohstoffe sichergestellt werden. Diese Er­
wägungen führen zu dem Ergebnis, daß die Vorschrift 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 der VO vom 9. November 1939 
als den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen, ins­
besondere der Wirtschaftsplanung, nicht mehr entspre­
chend keine Anwendung mehr finden kann.

Wenn demnach das Früchtepfandrecht, auch ohne 
daß eine Ausscheidung bestimmter Früchte notwendig 
ist, mit ihrer Entfernung vom Grundstück nicht er­
lischt, so ist das Schiedsgericht darüber hinaus der 
Auffassung, daß eine derartige Ausscheidung, wie sie 
§ 3 der VO vom 9. November 1939 im Sinne hat, heute 
nicht einmal mehr zulässig ist, sondern nur unter den 
Bedingungen der kapitalistischen Wirtschaft durchge­
führt werden konnte. Ein Recht des Gläubigers auf 
Ausscheidung und gesonderte Aufbewahrung einer be­
stimmten Menge von Früchten würde im Regelfälle 
die Maßnahmen der Regierung zur rechtzeitigen und 
verlustlosen Einbringung der Ernte durchkreuzen. Die 
Wirtschaftsplanung macht es erforderlich, den Drusch 
im richtigen Zeitpunkt schnell durchzuführen. Das Ge­
treide soll nach Möglichkeit gleich auf dem Felde ge­
meinsam gedroschen werden, um auf diese Weise auch 
eine bessere Ausnützung der Maschinen und Kraft­
quellen zu gewährleisten. Im Zuge einer solchen Ernte­
kampagne kann unmöglich ein Teil des Getreides aus­
geschieden und einer gesonderten Behandlung unter­
worfen werden. Die Durchführung der im § 3 der VO 
vorgesehenen Ausscheidung würde also den fortschritt­
lichen Arbeitsmethoden in der Landwirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik widersprechen und 
kann daher, zumindest soweit es sich um Getreide han­
delt, keine Anwendung mehr finden.

1. Der Fahrauftrag einer Fahrbereitschaft begründet 
noch kein Vertragsverhältnis zwischen dem Fuhrunter­
nehmer und den Fahrgasten, sondern lediglich eine 
Verpflichtung zum Abschluß eines Beförderungsver­
trages.

2. Unter Berücksichtigung der Sorge um den Men­
schen und des Schutzes der Arbeitskraft obliegt einem 
Kraftfahrer, der Arbeiter zur Arbeitsstelle befördert, 
im Straßenverkehr eine erhöhte Sorgfaltspflicht.

KG, Urt. vom 30. Mai 1952 — 2 U 72/52.
Der Beklagte, der Fuhrunternehmer ist, beförderte im Auf­

träge der Fahrbereitschaft Köpenick den Kläger und weitere 
14 Arbeiter mit einem LKW von Berlin zur Arbeitsstätte. Als 
er eine Landstraße zweiter Ordnung mit einer Durchschnitts­
geschwindigkeit von 60 km/Std. befuhr, mußte er einem ent­
gegenkommenden Pferdefuhrwerk ausweichen. Um einen Unfall 
zu vermeiden, bog der Beklagte, als ein Pferd scheute, scharf 
aus. Dabei prallte der LKW gegen einen Baum. Durch den 
Zusammenstoß erlitt der Kläger schwere Verletzungen, die 
seine Erwerbsunfähigkeit zur Folge hatten.

Das Landgericht hat die auf Zahlung von Schmerzensgeld und 
Ersatz des Schadens gerichtete Klage mit der Begründung ab­
gewiesen, ein Verschulden des Beklagten an dem Unfall sei 
nicht festzustellen. Gegen dieses Urteil richtet sich die Be­
rufung des Klägers.

Aus den G r ü n d e n :
1. Der Kläger kann zunächst seine Ansprüche gegen 

den Beklagten auf Vertragsverletzung stützen. Zwischen 
den Parteien bestehen zwar keine unmittelbaren ver­
traglichen Beziehungen, es ist aber zwischen der Ar­
beitgeberfirma des Klägers und dem Beklagten ein 
Vertrag zugunsten des Klägers als des „Dritten“ im 
Sinne des § 328 BGB geschlossen worden. Bei diesem 
Vertrage handelt es sich um einen Dienstvertrag nach 
§§ 611 ff. BGB, nämlich einen Beförderungsvertrag. Wenn 
auch der Beklagte den Fahrauftrag über die Fahr­
bereitschaft des Bezirksamts Köpenick erhalten hat, 
so liegt dennoch kein öffentlich-rechtliches Vertrags­
verhältnis vor. Der Auftrag der Fahrbereitschaft hatte 
insofern nur öffentlich-rechtlichen Charakter, als da­
durch der Beklagte zum Abschluß eines Vertrages mit 
der Arbeitgeberfirma des Klägers verpflichtet wurde. 
Die sich aus diesem Vertrage ergebenden Verpflichtun­
gen regeln sich allein nach den Vorschriften des BGB. 
Wenn der Beklagte sich bei Ausführung des Vertrages 
einer Vertragsverletzung schuldig macht, so ist er haft­
bar nach den auf Grund des § 276 in Verbindung 
mit § 242 BGB entwickelten Rechtsgrundsätzen der 
positiven Vertragsverletzung.

Aus dem Vertrage zwischen seiner Arbeitgeberfirma 
und dem Beklagten hat der Kläger ein selbständiges 
Recht auf Beförderung durch den Beklagten erhalten. 
Er konnte verlangen, daß er von dem Beklagten unge­
fährdet zu seiner Arbeitsstelle befördert wird. Dieser 
Verpflichtung ist der Beklagte nicht nachgekommen. 
Für seine Haftung kommt es daher darauf an, ob der 
Beklagte die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be­
obachtet hat.

2. Der Beklagte bestreitet nicht, den Unfall ver­
ursacht zu haben. Er ist aber der Auffassung, daß ihn 
ein Verschulden an dem Unfall nicht treffe, sondern 
daß er die erforderliche Sorgfalt beobachtet habe.

Sein Verschulden liegt darin, daß er mit einer zu 
hohen Geschwindigkeit und zu dicht an dem Pferde­
fuhrwerk vorbeigefahren ist (wird ausgeführt).

Der Beklagte mußte damit rechnen, daß die Pferde 
scheuen würden, wenn er so nahe und so schnell an 
ihnen vorbeifährt. Der Umstand, daß ein Pferd scheut, 
wie es tatsächlich geschehen ist, konnte von dem Be­
klagten als langjährigem Kraftfahrer vorhergesehen 
werden.

Die Auffassung des Landgerichts, daß die Notwen­
digkeit der Zügigkeit des Straßenverkehrs ein so hohes 
Maß an Sorgfalt nicht erforderlich mache, ist unzu­
treffend. § 1 StVO stellt die Grundregel für den Straßen­
verkehr auf, daß jeder Teilnehmer am öffentlichen 
Straßenverkehr sich so zu verhalten hat, daß der Ver­
kehr nicht gefährdet und kein anderer geschädigt wird. 
Die Schnelligkeit des modernen Straßenverkehrs be­
deutet nicht eine Verminderung der Sorgfaltspflicht der 
Verkehrsteilnehmer, sondern die Erhöhung einer sol­
chen Pflicht. Insbesondere aber der Umstand, daß 
der Beklagte Menschen auf seinem Lkw beförderte, 
und zwar mehr, als gemäß § 34 StVO ohne behördliche 
Erlaubnis zulässig war, bedeutete für den Beklagten 
die Verpflichtung zur besonderen Achtsamkeit. Die 
Sorge um den Menschen und die Erhaltung seiner Ar­
beitskraft hätte den Beklagten veranlassen müssen, sein 
Fahrtempo so einzurichten, daß er sein Fahrzeug jeder­
zeit in der Gewalt hatte und ein Unfall vermieden 
werden konnte. Jeder Kraftfahrer muß immer damit 
rechnen, daß sich ein anderer Verkehrsteilnehmer ver­
kehrswidrig verhalten wird, und er muß seine Fahr­
weise entsprechend einrichten.

Der Beklagte hat daher den Schaden, den der Kläger 
durch den Anprall des Wagens an den Baum erlitten 
hat, durch Fahrlässigkeit verschuldet. Er haftet dem­
nach dem Kläger für den Ersatz des erlittenen Schadens.

§ 48 EheG.
Eine Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft im 

Sinne des § 48 EheG kann auch dann vorliegen, wenn 
die Eheleute getrennt in derselben Wohnung leben.

KG, Beschl. vom 16. Mai 1952 — 2 UR 66/52.
Aus den G r ü n d e n :

Die Berufungskammer hat die dreijährige Aufhebung 
der häuslichen Gemeinschaft im Falle der Parteien ohne 
Rechtsirrtum als gegeben angesehen. Voraussetzung für 
die Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft ist, daß sich 
in den persönlichen und wirtschaftlichen Wechselbe­
ziehungen der Ehegatten eine solche Kluft gebildet hat, 
daß von einer Lebensgemeinschaft im Sinne des wahren 
Wesens der Ehe nicht mehr gesprochen werden kann. 
Eine solche räumliche und persönliche Trennung ist 
auch in ein und derselben Wohnung möglich, z. B. wenn 
die Eheleute — wie im Falle der Parteien — getrennte 
Räume der Ehewohnung benutzen und ein gemeinschaft­
licher Haushalt nicht mehr geführt wird. Die gemein­
same Benutzung der Küche durch die Parteien steht 
dem nicht entgegen. Für die Prüfung, ob die häusliche 
Gemeinschaft noch besteht, sind nicht nur das äußere 
Verhalten der Parteien, sondern ihre eigene innere Ein­
stellung zur Ehe und zu den sich für sie hieraus er­
gebenden Pflichten zu berücksichtigen. Im vorliegenden 
Falle haben beide Parteien kein Hehl daraus gemacht, 
daß jede innere Gemeinschaft zwischen ihnen erloschen 
ist. Berücksichtigt man hierbei, daß außer der Tatsache, 
daß die Parteien unter einem Dach leben und die gleiche 
Küche benutzen, auch keine äußere Gemeinschaft mehr 
zwischen ihnen besteht, so kann kein Zweifel darüber 
bestehen, daß in ihrem Falle von einem Bestehen der 
„häuslichen Gemeinschaft“ im Sinne des § 48 Abs. 1 
EheG nicht mehr die Rede sein kann.
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